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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Sozialgericht Duisburg
Sachgebiet Sonstige Angelegenheiten
Abteilung 30
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 30 SF 2/20 E
Datum 05.05.2020

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Auf die Erinnerung des ErinnerungsfÃ¼hrers vom 19.12.2019 wird der Kosten-
festsetzungsbeschluss vom 13.11.2018 abgeÃ¤ndert. Die erstattungsfÃ¤higen Kos-
ten werden auf 773,26 EUR festgesetzt.

GrÃ¼nde:

Eine fiktive TerminsgebÃ¼hr ist nicht angefallen (vgl. zitierte Rechtsprechung im
Schrei-ben des Bezirksrevisors vom 22.01.2019, a. a. O.). ErstattungsfÃ¤hig sind
daher nur die VerfahrensgebÃ¼hr in HÃ¶he von 300 EUR, die EinigungsgebÃ¼hr in
HÃ¶he von 300 EUR, die Aus-lagenpauschale in HÃ¶he von 20 EUR, Kopierkosten in
HÃ¶he von 29,80 EUR und Umsatzsteuer in HÃ¶he von 123,46 EUR. Insgesamt
daher 773,26 EUR.

Entgegen der Auffassung des Erinnerungsgegners ist die Erinnerung des
Erinnerungs-fÃ¼hrers begrÃ¼ndet. Eine Verwirkung ist nicht eingetreten. Es ist
anerkannt, dass auf die Rechtsbeziehungen zwischen einem TrÃ¤ger Ã¶ffentlicher
Gewalt im Sozialrecht und Leis-tungsberechtigten der Rechtsgedanke des Â§ 242
BGB â�� Treu und Glauben â�� in Gestalt der Verwirkung einwirken kann. Die
Verwirkung setzt als Unterfall der unzulÃ¤ssigen RechtsausÃ¼bung voraus, dass
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der Berechtigte die AusÃ¼bung seines Rechts wÃ¤hrend eines lÃ¤ngeren Zeitraums
unterlassen hat und weitere besondere UmstÃ¤nde hinzutreten, die nach den
Besonderheiten des Einzelfalls und des in Betracht kommenden Rechts-gebietes
das verspÃ¤tete Geltendmachen des Rechts dem Verpflichteten gegenÃ¼ber nach
Treu und Glauben als illoyal erscheinen lassen. Solche, die Verwirkung
auslÃ¶senden "besonderen UmstÃ¤nde" liegen vor, wenn der Verpflichtete infolge
eines bestimmten Verhaltens des Berechtigten (Verwirkungsverhalten) darauf
vertrauen durfte, dass dieser das Recht nicht mehr geltend machen werde
(Vertrauensgrundlage), und der Verpflichte-te tatsÃ¤chlich darauf vertraut hat, dass
das Recht nicht mehr ausgeÃ¼bt wird (Vertrauens-tatbestand), und sich
infolgedessen in seinen Vorkehrungen und MaÃ�nahmen so einge-richtet hat
(Vertrauensverhalten), dass ihm durch die verspÃ¤tete Durchsetzung des Rechts
ein unzumutbarer Nachteil entstehen wÃ¼rde (Entscheidung des LSG NRW vom
04.04.2017, Az.: L 2 AS 1921/16).

Es fehlt im vorliegenden Fall schon an der Vertrauensgrundlage. Zu Recht hat der
Erin-nerungsfÃ¼hrer darauf hingewiesen, dass der ProzessbevollmÃ¤chtigte damit
rechnen musste, dass die Staatskasse nach dem Beschluss vom 25.03.2019
ebenfalls Erinne-rung einlegt. Erst als sich die RÃ¼ckforderung der Staatskasse
gegenÃ¼ber dem Prozess-bevollmÃ¤chtigten als nicht durchfÃ¼hrbar erwies, hat
der Bezirksrevisor formell selbst Er-innerung gegen die
Prozesskostenhilfefestsetzung eingelegt. Da der Prozessbevoll-mÃ¤chtigte im
vorhergehenden Verfahren durch das Sozialgericht umfassend durch Ã�bersendung
der SchriftstÃ¼cke der Beklagten und des Bezirksrevisors Ã¼ber den Streit der
Kostenfestsetzung gegen die Beklagte informiert war, musste er demzufolge auch
damit rechnen, dass nach Ausgang des Erinnerungsverfahrens beim LSG NRW zum
Az.: L 13 SB 412/19 B der Bezirksrevisor nunmehr auch Erinnerung gegen den
Kostenfestset-zungsbeschluss einlegt und eine entsprechende RÃ¼ckforderung
gegenÃ¼ber ihm geltend macht. Auf den Schriftsatz des BevollmÃ¤chtigten vom
15.10.2019 wird Bezug genommen.

Erstellt am: 11.12.2020
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